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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Verena Osgyan, Katharina Schulze, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Claudia Stamm, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Fahrtkosten für Asylbewerberinnen und -bewer-
ber, die in dezentralen Unterkünften und Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht sind 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, für Flüchtlinge, 
die in dezentralen Unterkünften oder in Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht werden, in gewis-
sen Umfang Fahrtkosten zu übernehmen, um eine an-
gemessene Teilhabe auch dezentral untergebrachter 
Flüchtlinge zu ermöglichen.  

Hierbei sind insbesondere folgende Fahrtzwecke zu 
berücksichtigen: 

─ Sprach- und Integrationskurse,  

─ Arbeit, gemeinnütziger Tätigkeit, 

─ Gesundheitseinrichtungen, 

─ Beratungsangebote, 

─ Einkauf, wenn vor Ort Einkaufsmöglichkeiten feh-
len, 

─ Fahrt der Kinder und Jugendlichen zur Schule,  

─ Fahrt der Kinder zu Kindertagesstätten dort, wo 
vor Ort keine Einrichtungen oder keine Kapazitä-
ten innerhalb bestehender Einrichtungen vorhan-
den sind,  

─ Begleitung der Eltern an diesen Fahrten ihrer Kin-
der, wenn dies erforderlich ist, 

─ Teilnahme an Kulturarbeit oder Sport. 

Begründung: 

Mittlerweile werden immer mehr Flüchtlinge – auch 
mit Kindern – an Orten untergebracht, an denen kein 
Zugang zu Sprachkursen, auch nicht von Ehrenamtli-
chen gegebenen Sprach- oder Integrationskursen, 
vorhanden ist. Auch die Fahrtkosten bei einem Arzt-
besuch oder eine berufliche oder gemeinnützige Ar-
beitsaufnahme können nicht von dem schmalen Ta-
schengeldbudget, das Flüchtlingen zusteht, getragen 
werden. Vielfach behelfen sich Flüchtlinge mit einem 
Fahrrad, es gibt jedoch eine Vielzahl von Fällen, wo 
dies nicht möglich ist. 

Da dezentrale Wohnungen ohnehin günstiger sind als 
zentral gelegene, Flüchtlingen aber dennoch eine 
Mindestteilhabe ermöglicht werden soll, ist die Über-
nahme von Fahrtkosten erforderlich. Nicht zuletzt ver-
bessert diese auch die Akzeptanz dezentral gelegener 
Einrichtungen bei den Flüchtlingen. Da die Unterbrin-
gung und Versorgung von Asylbewerbern staatliche 
und nicht kommunale Aufgabe ist, ist auch die Ermög-
lichung angemessener Teilhabe staatliche Aufgabe. 
Eine Verlagerung dieser Kosten auf die Kommunen 
könnte deren Bereitschaft, entsprechende Immobilien 
zur Verfügung zu stellen, mindern.  


